
 

 

     

BBEESSCCHHLLUUSSSSVVOORRSSCCHHLLAAGG  
ZZUURR  33..  ÄÄNNDDEERRUUNNGG  DDEESS  AAMMTTSSFFLLÄÄCCHHEENNNNUUTTZZUUNNGGSSPPLLAANNEESS  

LLÜÜBBBBEENNOOWW  NNRR..  22,,  HHIIEERR::  TTEEIILLBBEERREEIICCHH  22,,  

DDEERR  GGEEMMEEIINNDDEE  UUCCKKEERRLLAANNDD 

 

„Solarpark Wilsickow II“ für ein Gebiet zwischen Jahnkeshof, Hohen Tutow und der Auto-
bahn A 20 (Gemarkung Wilsickow), zu der im Rahmen 

I. vom 27.10.2025 bis zum 01.12.2025 erfolgten Beteiligung der Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB, 

II. vom 27.10.2025 bis zum 01.12.2025 erfolgten Beteiligung der Nachbargemeinden 
nach § 2 BauGB, 

III. vom 27.10.2025 bis zum 28.11.2025 erfolgten öffentlicher Auslegung nach § 3 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB), 

eingegangenen Stellungnahmen: 

 

I. PLANUNGSANZEIGE 

1. GEMEINSAME LANDESPLANUNGSABTEILUNG - vom 19.11.2025  

1.1 Zur Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

 Beurteilung der Planungsabsicht auf Grundlage der Landesplanung: 

 Landesplanerische Ziele der Raumordnung stehen nicht entgegen 

 Erläuterungen: 

 Wir verweisen grundsätzlich auf unsere Stellungnahme zur Zielanfrage vom 
19.02.2024. 

 

 Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht 

 Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007, GVBI. 1 S. 235 

 Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin - Brandenburg (LEP HR) vom 
29.04.2019, GVBI. 11, Nr. 35; 

 Bindungswirkung 

 Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupas-
sen. Die Ziele der Raumordnung können im Rahmen der Abwägung nicht überwun-
den werden. 

 Die für die Planung relevanten Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raum-
ordnung sind aus den o. g. Rechtsgrundlagen von der Kommune eigenständig zu er-
mitteln und im Rahmen der Abwägung angemessen zu berücksichtigen. 

Beschlussvorschlag: 

Die am 25.09.2025 beschlossene Abwägung der Gemeindevertretung wurde mit der 
Mail am 27.10.2025 mit versendet. Danach wurden die am 19.02.2025 genannten 
Hinweise in die Planung eingearbeitet. 
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  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

1.2 Hinweise 

 Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der Pla-
nung geführt haben, nicht wesentlich geändert wurden. Die Erfordernisse aus 
weiteren Rechtsvorschriften bleiben von dieser Mitteilung unberührt. 

 Die GL äußert sich im Rahmen der Behördenbeteiligung an kommunalen Bau-
leitplanungen zu den Inhalten der Landesplanung (LEPro, LEP HR, LEP FS, 
Braunkohleplanung). Die Belange der Regionalplanung, insbesondere auch die 
beachtenspflichtigen regionalplanerischen Ziele, werden durch die Regionale 
Planungsgemeinschaft vertreten. Die Regionale Planungsgemeinschaft ist als 
Träger öffentlicher Belange durch die Kommune direkt zu beteiligen. 

 Wir bitten, Beteiligungen zu Bauleitplanverfahren nur in digitaler Form durchzu-
führen (E-Mail oder Download-Link) und dafür ausschließlich unser Referatspost-
fach zu nutzen: gl5.post@gl.berlin-brandenburg.de. 

 Wir bitten, Mitteilungen über das Inkrafttreten von Bauleitplänen sowie Satzun-
gen nach § 34 (4) BauGB oder die Einstellung von Verfahren nur in digitaler 
Form (E-Mail oder Download-Link) zu senden an unser Referatspostfach 
gl5.post@gl.berlin-brandenburg.de sowie zur Aktualisierung des Raumordnungs-
katasters/PLIS zusätzlich an das LBV/Raumbeobachtung: 
PLIS@lbv.brandenburg.de. 

 Plan- bzw. Kartenunterlagen sollen - neben dem pdf-Format - für eine Übernah-
me der für GL relevanten Geometrien von Bauleitplänen in das Planungsinforma-
tionssystem (PLIS) zusätzlich im Dateiformat XPlanGML1 ab Version 5.0 über-
mittelt werden. In Hinblick auf die elektronische Aktenführung sind Text- oder 
GIS-Dateien in einem Format ohne Verschlüsselung bei Speicherung zu übermit-
teln. 

 Information für den Fall der Erhebung personenbezogener Daten siehe folgen-
den Link: https://gl.berlin-brandenburg.de/wp-content/upioads/Info-
personenbezogene-Daten-GL-5.pdf. 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Panverfahren be-
rücksichtigt. 

 

 

2. REGIONALE PLANUNGSGEMEINSCHAFT UCKERMARK-BARNIM - vom 
17.11.2025  

 Regionalplanerische Belange 

2.1 Bedenken und Anmerkungen auf Grundlage des sachlichen Teilregionalplans Raum-
struktur und Grundfunktionale Schwerpunkte" (vom 1. Dezember 2020, Bekanntma-
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chung der Genehmigung im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 51 vom 23. Dezember 
2020, einzusehen unter www.uckermark-bamim.de) existieren zu dem o.g. Plan nicht. 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

2.2 Für den integrierten Regionalplan Uckermark-Barnim erfolgte durch die 42. Regional-
versammlung am 21. Mai 2024 der Satzungsbeschluss. Die Gemeinsame Landes-
planungsabteilung Berlin-Brandenburg hat am 24. September 2024 die Genehmigung 
erteilt. Mit Bekanntmachung der Genehmigung im Amtsblatt des Landes Brandenburg 
durch die Gemeinsame Landesplanungsabteilung am 23.10.2024 erlangte der inte-
grierte Regionalplan Rechtskraft. 

 Mit dieser Bekanntmachung tritt gemäß § 249 Absatz 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB) die gesetzliche Rechtsfolge ein, dass sich in der Region Uckermark-Barnim 
die Zulässigkeit von Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der 
Windenergie dienen, außerhalb der Windenergiegebiete nach § 2 Nummer 1 WindBG 
nach § 35 Absatz 2 BauGB richtet. 

 Innerhalb der Vorranggebiete Windenergienutzung muss sichergestellt sein, dass 
sich die Windenergienutzung auf der gesamten Fläche durchsetzen kann. Dies sollte 
in der vorliegenden Planung entsprechend gewährleistet sein. 

 Im Regionalplan heißt es hier:  

  „Sondergebiete, in denen die Errichtung von Windenergieanlagen nicht zuläs-
sig ist, sind von der Festlegung von Vorranggebieten Windenergienutzung 
ausgeschlossen. Dies gilt damit in der Regel auch für Bebauungspläne für PV-
Freiflächenanlagen. Im Einzelfall ist es jedoch möglich, dass entsprechende 
Pläne eine Mischnutzung vorsehen, in diesen Fällen ist im Einzelfall zu prüfen, 
ob eine Festlegung von Vorranggebieten erfolgen kann. Hierbei ist allerdings 
zu beachten, dass die Windenergienutzung sich auf der Fläche durchsetzen 
muss." 

 Der vorliegende Bebauungsplan befasst sich zwar mit dem Belang der Windenergie-
nutzung, sollte aber die dargelegte Problematik entsprechend eindeutig behandeln. 
Eine dahingehend eindeutige textliche Festlegung, welche den Vorrang der Wind-
energie auf der gesamten Fläche dauerhaft sicherstellt, geht aus dem Planentwurf 
bisher nicht hervor. 

 

 Zudem ist sicherzustellen, dass im Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungs-
plans weiterhin die Überstreichung durch die Rotoren von Windenergieanlagen, wel-
che im Vorranggebiet Windenergienutzung des integrierten Regionalplans aber au-
ßerhalb des Geltungsbereichs des vorliegenden Bebauungsplans verortet sind, zu-
lässig ist und nicht auf Windenergieanlagen im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
beschränkt wird. Gleiches gilt für Nebenanlagen von Windenergieanlagen im Vor-
ranggebiet Windenergienutzung. 
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 Für eine Übereinstimmung mit den Zielen der Raumordnung ist eine den Hinweisen 
entsprechende Anpassung des Planwerks erforderlich. 

 Sonstige Hinweise 

 Die Festsetzung einer auflösenden Bedingung nach § 9 Absatz 2 Nummer 2 BauGB 
für das Sondergebiet „erneuerbare Energien - Sonne/Solar“ wäre gegebenenfalls ei-
ne Möglichkeit den Erfordernissen des Vorranggebiets Windenergienutzung und des 
WindBG für die Flächenanrechnung gerecht zu werden. 

Beschlussvorschlag: 

Für folgendes Gebiet gilt der Bebauungsplan Nr. 2, 1. Änderung: 

 

Dieser setzt hier ein „Sonstiges Sondergebiet“ erneuerbare Energie Wind nach § 11 
BauNVO fest.  

Der parallellaufende Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 2, 2. 
Änderung, lässt nun für Teilbereiche eine Solarnutzung zu. Zudem beinhaltet er fol-
gende Festsetzung: 

 

Die Stellungnahme wird daher dahingehend berücksichtigt, dass im parallellaufen-
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 2, 2. Änderung der Text Nr. 6.1 klarer 
wie folgt angepasst wird: 
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„Die Aufstellung von Solarmodulen innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen hat so zu erfolgen, dass die Windenergienutzung im Bereich des Be-
bauungsplanes Nr. 2 und seinen Änderungen jederzeit Vorrang vor der Nut-
zung zur Errichtung und Betrieb von Solarmodulen hat. Bei Erteilung der Ge-
nehmigung zum Bau oder Repowering einer oder mehrerer Windenergieanla-
gen (nach BImSchG) innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 2, 2. Änderung, wird 
die Nutzung für die Errichtung und den Betrieb von Solarmodulen im Bereich 
der für die Errichtung und den Betrieb dieser Windkraftanlagen nötigen Flä-
chen unzulässig.“ 

Dadurch wird gesichert, dass die Windstandorte im Bereich der 1. Änderung jederzeit 
anfahrbar sind. 

 

Im Regionalplan steht, dass „im Einzelfall ist es jedoch möglich, dass entsprechende 
Pläne eine Mischnutzung vorsehen.“ 

Nach dem Planungsrecht ist eine Gliederung eines Sonstiges Sondergebietes für 
Wind und eines Sonstiges Sondergebietes für Solar nach § 11 BauNVO rechtlich kor-
rekt ist. 

 

Allerdings gilt neben dem Regionalplan zurzeit auch das „Gesetz zur Festlegung von 
Flächenbedarfen und zur Genehmigungserleichterung für Windenergieanlagen an 
Land und für Anlagen zur Speicherung vom Strom oder Wärme aus erneuerbaren 
Energien in bestimmten Gebieten (Windenergieflächenbedarfsgesetz - WindBG)“ 
vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. 
August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist.  

 

Nach § 2 Abs 1 sind im Sinne dieses Gesetzes: 

„1. Windenergiegebiete: 

folgende Ausweisungen von Flächen für die Windenergie an Land in Raum-
ordnungs- oder Bauleitplänen: 

a)      Vorranggebiete und mit diesen vergleichbare Gebiete in Raumord-
nungsplänen sowie Sonderbauflächen, Sondergebiete und mit diesen 
vergleichbare Ausweisungen in Flächennutzungsplänen und Bebau-
ungsplänen;“ 

 

Weiter heißt es in seinem § 4 Absatz 1, Satz 1, zu den anrechenbaren Flächen:  

„Für die Windenergie an Land im Sinne des § 3 Absatz 1 ausgewiesen sind al-
le Flächen, die in Windenergiegebieten liegen.“ 

Somit gelten zu den anrechenbaren Flächen nach dem Windenergieflächenbedarfs-
gesetz nur Flächen für die Windenergie, die in Flächennutzungsplänen und Bebau-
ungsplänen entsprechend ausgewiesen sind. 
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Das Ziel der Landesplanung besteht darin, soviel Flächen wie möglich zu schaffen, 
die nach dem Windenergieflächenbedarfsgesetz anrechenbar sind, damit das Land 
die vom Bund vorgegebenen Ziel erfüllen kann.  

Zudem wurden kürzlich im BauGB Batteriespeicher, die der Speicherung von elektri-
schen Energien dienen, nach § 35 Abs, 1 Nr. 11 und 12 BauGB privilegiert, wenn 
diese in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit einer vorhandenen Anlage 
zur Nutzung erneuerbarer Energien stehen. Somit soll von Seiten des Gesetzgebers 
gesichert werden, dass die Netze optimiert genutzt werden.  

 

Damit das Plangebiet als anrechenbare Fläche nach dem Windenergieflächenbe-
darfsgesetz, bestehend aus den Windenergieanlagen und seinen erforderlichen Ab-
standsflächen, durch das Land angerechnet werden kann und den aktuellen gesetzli-
chen Anforderungen dahingehend gerecht zu werden, dass die Möglichkeit der Auf-
stellung von Anlagen und Einrichtungen für die Zwischenspeicherung von elektri-
schen Energien, wie zum Beispiel Batteriespeicheranlagen, zu fördern, wird die Stel-
lungnahme dahingehend berücksichtigt, dass das Gebiet wie folgt angepasst wird:  

 

Die Planzeichnung im parallellaufenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 2, 
2. Änderung wird wie folgt geändert: 

 Das Baugebiet wird in der Gesamtheit als „Sondergebiet - erneuerbare Ener-
gien - Wind und Sonne/Solar“ “ nach § 11 Abs. 2 BauNVO ausgewiesen. 

 Es wurde festgestellt, dass nach § 37 (1a) EEG 2023 Gebote für Anlagen 
nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 nur abgegeben werden, wenn die Anlagen 
mindestens drei der folgenden 5 Kriterien erfüllen. Davon ist ein Kriterium, 
dass von die von den Modulen maximal in Anspruch genommene Grundfläche 
beträgt höchstens 60 Prozent der Grundfläche des Gesamtvorhabens beträgt. 
Um das Vorhaben gemäß den Vorgaben des EEGs nicht einzuschränken, 
wird die Grundflächenzahl nach § 19 Abs. 2 BauNVO auf 0,6 reduziert. Die 
Grundflächenzahl von 0,8 bleibt für die SO-Fläche gültig, auf der Batteriespei-
cheranlagen zulässig sind. 

 Die zeichnerischen Festsetzungen bleiben erhalten. 

 

Der Text im parallellaufenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 2, 2. Ände-
rung wird wie folgt angepasst: 

 Die Zweckbestimmung wird wie folgt erläutert: „Das Sondergebiet „erneuerba-
re Energie - Wind und Sonne/Solar“ dient der Unterbringung von nicht erheb-
lich belästigenden Anlagen und Einrichtungen, die der Gewinnung von erneu-
erbaren Energien aus Sonne/Solar und Wind sowie der Energiezwischenspei-
cherung (hier: Batteriespeicher) dienen.“ 

 Es werden Anlagen und Einrichtungen für die Zwischenspeicherung und Wei-
terleitung von elektrischen Energien, wie zum Beispiel Batteriespeicheranla-
gen, zugelassen, um den Zielen des Gesetzgebers zu entsprechen, der nach 
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§ 35 Abs. 1 Nr. 11 und 12 die Ansiedlung von Batterien im Außenbereich för-
dert. 

 Die übrigen textlichen Festsetzungen bleiben erhalten. 

Danach sind alle Nebenanlagen, die dem Bebauungsplan Nr. 2 mit seinen Änderun-
gen dienen, im Plangebiet zulässig. 

 

Insgesamt ändert sich die Art und das Maß der baulichen Nutzung nicht wesentlich. 
Es erfolgen lediglich Korrekturen der Begriffsanpassungen, um den Begrifflichkeiten 
des Windenergieflächenbedarfsgesetzes gerecht zu werden bei Einhaltung der ge-
setzlichen Anforderungen des BauGBs und der BauNVO. 

 

In der Planzeichnung wird ein Bereich abgegrenzt als SO-2-Gebiet. Dazu regelt zu-
künftig die textliche Festsetzung Nr. 1.1 (2), dass Anlagen und Einrichtungen für die 
Zwischenspeicherung von Energien, wie zum Beispiel Batteriespeicheranlagen, nur 
innerhalb des SO-2-Gebietes (siehe zukünftig im „Teil A: Planzeichnung“), die der 
Zwischenspeicherung von Strom dienen, hier zusätzlich zulässig sind. 

 

Die textliche Festsetzung Nr. 2 regelt zulässige Höhe bis 4,5 m Höhe, gemessen ab 
dem nächstliegenden festgesetzten Bezugspunkt (Höhenbezugspunkt), der Trafosta-
tionen, Schaltstationen, Container und Übergabestationen, und ähnliche Systeme. 
Hier werden zukünftig die zulässigen Anlagen und Einrichtungen für die Zwischen-
speicherung von Energien, wie zum Beispiel Batteriespeicheranlagen und Thermoan-
lagen, aufgenommen. 

Unter diesen Punkt wird zukünftig auch geregelt, dass innerhalb des SO-2-Gebietes 
auch Anlagen und Einrichtungen für die Zwischenspeicherung von Energien, wie zum 
Beispiel Batteriespeicheranlagen, mit jeweils einer maximalen Grundfläche von je 50 
Quadratmetern (m²) Grundfläche nach § 19 Abs. 2 BauNVO je Einzelbatterie zulässig 
sind. Eine Aneinanderreihung der Einzelbatterien ohne Abstandsflächen nach BbgBO 
wird ebenfalls zugelassen, um platzsparend bauen zu können. 

Die textliche Festsetzung Nr. 3 regelt die Zulässigkeit von Trafostationen, Schaltstati-
onen, Container, Batteriespeicher und Übergabestationen innerhalb oder außerhalb 
der Baugrenzen, die dem Bebauungsplan Nr. 2 mit seinen Änderungen dienen.  

 

Auch ist die Überstreichung der überbaubaren Grundstücksfläche um max. 100 m 
durch die Rotoren der Windenergieanlagen im Bebauungsplan Nr. 2 und seinen Än-
derungen zulässig. Hier wird zukünftig der Begriff „die Überstreichung der überbauba-
ren Grundstücksfläche um max. 100 m durch die Rotoren der Windenergieanlagen im 
Bebauungsplan Nr. 2 und seinen Änderungen“ ersetzt durch „die Überstreichung der 
SO-Gebiete durch die Rotoren der Windenergieanlagen im Bebauungsplan Nr. 2 und 
seinen Änderungen“.  

 



     

 

Seite 8 von 42 
 
Plan:                    3. Änderung des Amtsflächennutzungsplanes Lübbenow Nr. 2, hier. Teilbereich 2, der Gemeinde Uckerland 
Abwägung zu:    §§ 2, 3 (2) und 4 (2) BauGB   
Stand:                  17.04.2026 
 

 

 

 

Die 3. Änderung des Amtsflächennutzungsplanes Lübbenow Nr. 2, hier: Teilbereich 
2, wird ebenfalls entsprechend in seiner Art der baulichen Nutzung mit der Zweckbe-
stimmung angepasst. 

 

2.3 Die Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim hat im Mai 2024, nach Be-
schluss durch die Regionalversammlung eine aktualisierte Handreichung „Planungs-
kriterien für Photovoltaik-Freiflächenanlagen" (3. Auflage) veröffentlicht, mit deren Hil-
fe Gemeinden anhand von Positiv- und Negativkriterien die jeweiligen Standorteigen-
schaften für geplante Photovoltaik-Freiflächenanlagen einheitlich bewerten können. 

 Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

2.4 Wir weisen zudem darauf hin, dass die Überschrift und referenzierte Rechtsnorm von 
3.1 unserer Auffassung nach nichtzutreffend ist, sie müsste sich auf die überbaubare 
Grundstücksfläche beziehen, nicht auf die Bauweise. 

 Beschlussvorschlag: 

Der Hinweist ist Inhalt des parallellaufenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 
2, 2. Änderung und wird dort abgewogen. 

 

 

II. TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

1. LANDKREIS UCKERMARK – vom 01.12.2025, 20.01.2026 & 29.01.2026 

01.12.2025 

1.1 Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung: Bauordnungsamt: technische 
Bauaufsicht/Bereich Baulasten, Ordnungsamt: Brandschutzdienststel-
le/Straßenverkehrsbehörde, Amt für Bau und Liegenschaft: technische Infrastruk-
tur/verkehrliche Infrastruktur 

Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

 

1.2 Fachliche Stellungnahme 

 Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begrün-
dung und ggf. Rechtsgrundlage: 
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 Bauordnungsamt 

Rechtliche Bauaufsicht:  

Allgemeine Anmerkungen 

1.2.1 Sie überreichten dem Landkreis die Beteiligungsunterlagen in 2-facher Papierausfer-
tigung. Eine Papierausfertigung ist nicht mehr nötig. 

Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

 

1.2.2 Der Entwurfsverfasser ist auf der Planurkunde als auch in der Begründung zu entfer-
nen. Es handelt sich um eine kommunale Planung. Gegen die Benennung der Ent-
wurfsverfasser in einem Impressum in der Begründung bestehen keine Bedenken. 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

 

1.2.3 Sollten sich die gesetzlichen Grundlagen bis zum Satzungsbeschluss ändern sind 
diese zu aktualisieren.  

Beschlussvorschlag: 

Bei einem Flächennutzungsplan wird ein abschließender Beschluss gefasst, da es 
sich nicht um eine Satzung handelt. 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

 

 Anmerkungen zur Planzeichnung: 

1.2.4 Die Planurkunde enthält einen Ausschnitt aus dem Ursprungsflächennutzungsplan. 
Jedoch ist dieser nicht im Original übernommen worden. Der Geltungsbereich des 
SO Wind aus dem Ursprungsplan ist falsch dargestellt (siehe Anlage, Bild 1).  
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Der Ursprungsflächennutzungsplan ist ordnungsgemäß darzustellen. Der Ursprungs-
plan ist zudem in schwarz/weiß dargestellt. Diese Darstellung ist beizubehalten. Je-
doch müssen daher auch die betroffenen Zeichenerklärungen aus dem Ursprungs-
plan in der Planzeichenerklärung dargestellt werden. 

Beschlussvorschlag: 

Wie bereits dem Beschluss der Gemeindevertretung vom 25.09.2025 unter Punkt II 
1.2.5 zu entnehmen ist, verlangt der Gesetzgeber gewöhnlich nicht die Aufnahme der 
zu überplanende Pläne in den neuen Planzeichnungen, da diese durch die Überpla-
nung hinfällig werden. Die Entwicklung der Planung ist hingegen in der Begründung 
darzulegen. 

Dass ein alter Plan auf einer Planzeichnung mit drauf liegen muss, mag in der in der 
„Arbeitshilfe Brandenburg“ stehen. Diese ist jedoch nur eine „Arbeitshilfe“ und keine 
Rechtsgrundlage. 

Aus dem BauGB und auch aus den Rechtsprechungen zu Änderungen des Flächen-
nutzungsplanes sind nicht zu entnehmen, dass auf der Planzeichnung zur Änderung 
des Flächennutzungsplanes stehen muss (die lediglich einen Erlass mit reiner Behör-
denbindung darstellt, und keine Satzung ist,) welcher Ursprungsplan (oder welche 
andere Planunterlage gemäß den sich aus der Planzeichenverordnung - PlanZV er-
gebenen Anforderungen) als Grundlage verwendet wurde. Auch muss die verwende-
te Planunterlage und der Stand der Planunterlage nicht benannt werden, weil diese 
nicht amtlich bestätigt sein müssen. Ein Mangel, der ein beachtlicher Fehler wäre, 
liegt nach dem BauGB § 214 und 215 BauGB nicht vor. 

Somit handelt es sich um einen landkreisbezogenen Wunsch. 
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Der Geltungsbereich des Plangebietes in der Planzeichnung ist über den Ursprungs-
plan gelegt worden. Änderungen erfolgten nicht. 

Die Stellungnahme wird daher dahingehend berücksichtigt, dass eine Verkleine-
rung in der Planzeichnung aufgenommen wird mit der Übernahme der Planzeichen-
erklärung. 

 

1.2.5 Zudem stellt man den räumlichen und sachlichen Teilflächennutzungsplan „Wind-
kraftnutzung, Windeignungsgebiet Wilsickow" mit dar. Auch dieser ist im Original dar-
zustellen (Geltungsbereich darf nicht verändert werden!). 

Beschlussvorschlag: 

Der Geltungsbereich des Plangebietes ist über den Ursprungsplan gelegt worden. 
Änderungen erfolgten nicht. 

Die Stellungnahme wird daher dahingehend berücksichtigt, dass eine Verkleine-
rung in der Planzeichnung aufgenommen wird mit der Übernahme der Planzeichen-
erklärung. 

Im Übrigen wird auf den Beschluss zu Punkt II 1.2.4 verwiesen. 

 

1.2.6 Auf der Planurkunde werden alle Verfahrensvermerke aufgelistet. 

Zwingend erforderlich ist jedoch nur der Vermerk über den Feststellungsbeschluss, 
der Genehmigungsvermerk, der Ausfertigungsvermerk und der Vermerk über die Be-
kanntmachung des Plans. Die vollständige Wiedergabe der Verfahrensschritte gehört 
in die Begründung, um die Planurkunde nicht zu überfrachten. 

Beschlussvorschlag: 

Wie bereits dem Beschluss der Gemeindevertretung vom 25.09.2025 unter Punkt 
1.2.5 zu entnehmen ist, basiert die Empfehlung zu den Verfahrensschritten in der 
Plankarte auf einem Mindestmaß. Mehr ist immer zulässig. 

Die Begründung ist nicht Bestandteil der durch die Gemeinde beklagbaren Plan-
zeichnung selbst, sondern sie dient lediglich der Planungserläuterung. Daher ist diese 
selbst nicht beklagbar. 

Die Richtigkeit eines Bauleitplanes im Rahmen seiner Aufstellung lässt sich daher er-
fahrungsgemäß immer einfach und klar abklären, wenn alle Verfahrensvermerke ver-
bunden – und vom Bürgermeister bestätigt - mit der Planurkunde sind. 

 

1.2.7 In der Planzeichenerklärung fehlt weiterhin die Darstellung und Erläuterung der ver-
wendeten Planzeichen der Planunterlage (ALK?). 

Beschlussvorschlag: 

Da die „Planurkunde nicht zu überfrachten“ ist und die Planunterlagen entweder von 
einem allgemein anerkannten Vermesser erstellt wird oder vom Land als deutsche 
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Grundkarte, verwenden die Hersteller der Planunterlagen allgemein bekannte Plan-
zeichnen für die Vermessungsunterlagen. Daher fordert der Gesetzgeber die Benen-
nung der Planzeichen der amtlichen Planunterlagen weder in einem Bebauungsplan 
noch einer Änderung des Flächennutzungsplanes ein. Das Weglassen der Planzei-
chen sind daher auch keine Planungsfehler. 

Somit handelt es sich um einen landkreisbezogenen Wunsch. 

 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

 

1.2.8 Auch wurde der Hinweis zur Art der baulichen Nutzung aus der Stellungnahme vom 
06.02.2024 mit Aktenzeichen 63-00024-24-46 nicht beachtet. Die gesetzliche Grund-
lage ist zu berichtigen. Selbst in der Abwägung nennt man nur die §§ 1 und 11 der 
BauNVO. Warum nennt man dann auf der Planurkunde 1 bis 11?  

Beschlussvorschlag: 

Die Planzeichenerklärung wird nach der Planzeichenverordnung erstellt. Hierzu gibt 
es die Anlage der Planzeichenverordnung. Diese beinhaltet für Flächennutzungsplä-
ne und Bebauungspläne gleichermaßen folgende Überschrift (gefunden unter 
https://www.gesetze-im-internet.de/planzv_90/anlage.html am 09.03.2026 um 16 
Uhr). 

 

Also: §§ 1 bis 11 BauNVO. 

Das hängt damit zusammen, dass in einem Flächennutzungsplan folgende Bauge-
bietsarten nach § 1 BauNVO dargestellt werden können: 
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Oder auch diese: 

 

Gemäß dem Brügelmann-Kommentar Band 1, § 5, 127. Lieferung, Juli 2023, von 
Gierke, Randnummer 160, hat die Gemeinde bei einem Flächennutzungsplan – im 
Gegensatz zu einem Bebauungsplan – ein „Darstellungsfindungsrecht“. Somit kann 
die Gemeinde entscheiden, ob sie im Flächennutzungsplan Baugebiete nach § 1 Abs. 
1 BauNVO oder Absatz 2 BauNVO darstellt. 

Es können Sonderbauflächen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO wie folgt dargestellt 
werden: 

 

Allerdings beinhalten diese folgende Baugebiete: 

 

Somit wird so die Zuordnung der zukünftigen Baugebiete nach § 10 (Tourismus) oder 
§ 11 BauNVO (Nutzungen, die nicht eindeutig §§ 3-10 BauNVO zuzuordnen sind) 
nicht eindeutig geregelt. 

Um bereits auf Ebene eines Flächennutzungsplanes einer klare städtebauliche Rich-
tungsvorgabe zu erhalten, empfiehlt die Rechtsprechung - insbesondere für die G- 
und S-Gebiete - die Konkretisierung der Baugebietsarten auf Grundlage des § 1 Abs. 
2 BauNVO. 
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  Die Stellungnahme wird daher dahingehend berücksichtigt, dass die Begründung 
um die Abwägung ergänzt wird. 

 

 Anmerkungen zur Begründung: 

1.2.9 In der Begründung könnte, zur besseren Nachvollziehung, mit aufgeführt werden, wa-
rum es sich bereits um die 3. Änderung des Amtsflächennutzungsplanes handelt (1. 
und 2. Änderung erwähnen). 

Beschlussvorschlag: 

Die Systematik der Rechtslage des hier wirksamen Amtsflächennutzungsplanes, 
Lübbenow 2/Teilbereich 2, und des räumlichen und sachlichen Teil-
Flächennutzungsplans „Windkraftnutzung“ ist unter Punkt 1.2.2 in ausreichender 
Form dargestellt. Daraus wird deutlich, warum der Amtsflächennutzungsplan, Lüb-
benow 2/Teilbereich 2, geändert wird.  

Der gesamte Amtsflächennutzungsplan ist als eine Einheit zu sehen. Weil die Ge-
meinde so groß, ist die Planzeichnung in mehrere Bereiche unterteilt. 

Wird der Amtsflächennutzungsplanes geändert, erfolgt das systematisch der Reihe 
nach, damit man die älteren Änderungen on den neuen Änderungen unterscheiden 
kann. 

Eine Aufzählung aller Änderungen und deren Begründungen ist nicht Inhalt jede Än-
derung. Die Planungsziele der jeweiligen Änderungen sind deren jeweiligen Begrün-
dungen zu entnehmen. 

Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. 

 

1.2.10 Unter 1.1.1 wird auf das Ziel der Bauleitplanung eingegangen. Jedoch ist hier auch 
die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit als Ziel mitzuerwähnen, da die Aufstellung ei-
nes Bebauungsplanes im Parallelverfahren sonst nicht möglich wäre, da der Ur-
sprungsflächennutzungsplan ein Sondergebiet für Windkraftnutzung ausweist. 

Beschlussvorschlag: 

Für die Bauleitplanung gelten das BauGB und die BauNVO abschließend. Diese sind 
Grundlage des Planungsrechts. 

In § 8 Abs. 2 BauGB steht: 

„(2) Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. Ein 
Flächennutzungsplan ist nicht erforderlich, wenn der Bebauungsplan aus-
reicht, um die städtebauliche Entwicklung zu ordnen. 

(3) Mit der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung eines Bebau-
ungsplans kann gleichzeitig auch der Flächennutzungsplan aufgestellt, geän-
dert oder ergänzt werden (Parallelverfahren). Der Bebauungsplan kann vor 
dem Flächennutzungsplan bekannt gemacht werden, wenn nach dem Stand 
der Planungsarbeiten anzunehmen ist, dass der Bebauungsplan aus den 
künftigen Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt sein wird.“ 
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Somit sagt der Gesetzgeber deutlich, dass ein Bebauungsplan aus dem Flächennut-
zungsplan zu entwickeln ist. Weiter besagt der § 30 BauGB: 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der allein oder gemeinsam mit 
sonstigen baurechtlichen Vorschriften mindestens Festsetzungen über die Art 
und das Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen 
und die örtlichen Verkehrsflächen enthält, ist ein Vorhaben zulässig, wenn es 
diesen Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist. 

Somit ist nach dem Planungsrecht ein Bauvorhaben nach § 30 BauGB erst zulässig, 
wenn es sich aus einem Bebauungsplan entwickelt, für den vorher ein Flächennut-
zungsplan erstellt werden musste. 

Die Darlegung der Systematik des Baurechtes allgemein ist nicht Aufgabe der Bau-
leitplanung. 

 

Im Übrigen hat die Gemeinde die Planungshoheit. Sie definiert das Planungsziel in ih-
rem Aufstellungsbeschluss und genau dieses wird im Punkt 1.1.1 der Begründung 
aufgeführt. 

Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. 

 

1.2.11 In der Begründung unter 1.1.3 ist die Rede davon das die Freiflächen-
Photovoltaikanlagen in einer optisch betrachteten Außenbereichsfläche im Sinne des 
§ 35 BauGB errichtet werden. Diese Aussage führt zu Verwirrungen. Auch wenn es 
sich um nicht bebaute Flächen handelt, handelt es sich um eine Fläche, die bereits 
mit einem Bebauungsplan überplant ist. Wie man richtigerweise auch danach er-
wähnt. 

Beschlussvorschlag: 

Die Systematik des Baurechts wurde richtig erkannt und wiedergegeben. Somit sind 
keine weiteren Ergänzungen erforderlich.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

1.2.12 Im Kapitel 1.2.2 geht man auf die kommunalen Planungen ein. Die Abbildung 3 ist 
ordnungsgemäß zu beschriften. Es handelt sich nicht um einen Auszug aus dem Flä-
chennutzungsplan, sondern um einen Auszug aus dem räumlichen und sachlichen 
Teilflächennutzungsplan „Windkraftnutzung, Windeignungsgebiet Wilsickow". 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

 

1.2.13 Die Begründung sollte auch dahingehend geprüft werden, ob die Aussagen mit dem 
Verweis zu den Bildern ihre Richtigkeit hat. 
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Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

 

1.3 Landwirtschafts-, Umwelt- und Veterinäramt 

Die Stellungnahme wird nachgereicht. 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

20.01.2026 

1.4 Landwirtschafts-, Umwelt- und Veterinäramt 

Keine Einwände. 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

1.5 Untere Bodenschutzbehörde:  

Mit einer durchschnittlichen Bonität von durchschnittlich 42 Bodenpunkten ist die 
Ackerqualität als sehr gut zu bewerten. Da die Flächen im Umfang von knapp 80 ha 
nach der Nutzungsdauer der Anlage wieder zu wertvollen Ackerflächen umgenutzt 
werden, ist besonderer Wert auf das Schutzgut Boden während der Bauarbeiten zu 
legen. Nur auf diese Weise kann eine nachhaltige Absicherung des Bodens für eine 
zukünftige Nutzung als Ackerland und damit als Produktionsstätte für Nahrungsmittel 
erfolgen. 

Beschlussvorschlag: 

Unter Punkt 6.1 „Bodenschutz“ der Begründung sind planungsrelevante Boden-
schutzmaßnahmen enthalten. Details zur Projektplanung sind nicht dessen Inhalt. 

 

In dem Umweltbericht wird zudem die Maßnahme 9VB – Bodenschutz festgesetzt, 
die in dem Maßnahmenblatt des Grünordnungsplanes konkretisiert wird: das Gesetz 
zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(BBodSchG), die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV), die 
DIN Normen 19731: Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial, 18915: 
Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten sowie 19639: Bodenschutz 
bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben- sind zu beachten. 

Auf ungeschütztem Boden sind Maschinen mit bodenschonenden Laufwerken (Ket-
tenfahrzeuge mit möglichst geringem Gesamtgewicht und niedriger Flächenpressung 
oder Radfahrzeuge mit Breit- und Terrareifen) einzusetzen. 

Bodenabtrag wird rückschreitend und getrennt nach Oberboden, Unterboden und Un-
tergrund durchgeführt. Der freigelegte Unterboden wird nicht befahren. Bodenauf-
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trag/Wiedereinbau von Bodenmaterial erfolgt vor Kopf und entsprechend der urprüng-
lichen Horizontierung/Schichtung. 

Bodenmaterialien unterschiedlicher Qualität und Eigenschaften (humoser Ober- und 
humusarmer bzw. humusfreier Unterboden) müssen deutlich getrennt voneinander 
gelagert werden (ggf. durch ein robustes Trennvlies). 

Mietenlagerplätze dürfen auch vor dem Aufsetzen der Miete grundsätzlich nicht be-
fahren werden. Bodenmieten dürfen grundsätzlich, auch während des Aufsetzens, 
nicht befahren werden. Bodenmieten werden bei einer Dauer der Zwischenlagerung > 
2 Monate gezielt (Ansaat) begrünt. 

Es erfolgt eine bodenschonende Lockerung des freigelegten Unterbodens im Bereich 
von zuvor befestigten Flächen bis zur Tiefe von vorliegenden Verdichtungen. Bei Ver-
dichtungen bis ca. 30 cm Tiefe können gängige landwirtschaftliche Maschinen wie 
Pflug oder Grubber verwendet werden. Bei Verdichtungen zwischen 30 und 100 cm 
Tiefe sind spezielle Maschinen wie z. B. Tiefengrubber zu verwenden. 

Die Maßnahmen sind entsprechend § 4 Abs. 5 BBodSchV durch eine bodenkundliche 
Baubegleitung nach DIN 19639 zu überwachen. 

Durch diese Maßnahmen ist gewährleistet, dass eine nachhaltige Absicherung des 
Bodens erfolgt. 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-
nung berücksichtigt. 

 

1.6 Untere Bodenschutzbehörde: Bereich Landwirtschaft: 

Nach den vorliegenden Unterlagen ist vorgesehen, im Rahmen eines Photovoltaik-
vorhabens eine Fläche von ca. 78 ha in Anspruch zu nehmen, die überwiegend als 
Ackerland genutzt wird. Die durchschnittliche Bonität liegt bei 42 Bodenpunkten, was 
auf eine gute bis mittlere Ackerqualität hinweist. 

Grundsätzlich ist aus landwirtschaftlicher Sicht jeder dauerhafte Entzug landwirt-
schaftlich genutzter Fläche kritisch zu bewerten. Insbesondere dann, wenn - wie im 
vorliegenden Fallproduktives Ackerland betroffen ist, das einen integralen Be-
standteil der regionalen Agrarstruktur darstellt. 

Es sind konkurrierende Flächennutzungsansprüche sorgfältig gegeneinander abzu-
wägen. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Auswirkungen auf die Flächenver-
fügbarkeit für ortsansässige landwirtschaftliche Betriebe und deren langfristige Ent-
wicklungsmöglichkeiten. 

Es ist darauf zu achten, dass eine unnötig lange Inanspruchnahme landwirtschaftli-
cher Flächen durch Bau- und Erschließungsmaßnahmen vermieden wird. Andernfalls 
kann es zu förderrechtlichen Nachteilen für die betroffenen Betriebe im Rahmen der 
Agrarförderung kommen, die Entschädigungen nach sich ziehen müssten. Eine mög-
liche Kompensation für entstehende Nachteile wäre in einem solchen Fall zu prüfen. 
In jedem Fall ist eine enge Abstimmung mit den betroffenen Eigentümern und Bewirt-
schaftern sicherzustellen. 
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Beschlussvorschlag: 

Bei dem Standort in der Nähe der Autobahn und in räumlicher Nähe zu den vorhan-
denen Windenergieanlagen und der 110-KV-Hochspannungsleitung südlich des PGs 
handelt es sich um Flächen in einer durch technische Einrichtungen stark überpräg-
ten Landschaft. Durch die Koppelung von Windkraft und Photovoltaik ergeben sich in 
diesem Fall Synergieeffekte, die höher zu bewerten sind als der Verlust von Ackerflä-
che während der Nutzugsdauer der Anlage.  

Die Baumaßnahme erfolgt in Abstimmung mit den betroffenen Eigentümern und Be-
wirtschaftern. 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-
nung berücksichtigt. 

 

29.01.2026 

1.7 Bauordnungsamt: untere Denkmalschutzbehörde 

 Keine Einwände 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

2. LANDESAMT FÜR UMWELT BRANDENBURG– vom 23.12.2025 

2.1 Die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen Na-
turschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Wasserwirt-
schaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes gemäß 
BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Umwelt (LfU) 
zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung wird für die weitere 
Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung beiliegende Stellung-
nahme der Fachabteilung Immissionsschutz übergeben. Die Fachabteilung Wasser-
wirtschaft zeigt keine Betroffenheit an.  

 Eine Stellungnahme aus dem Fachbereich Naturschutz kann aus Kapazitätsgründen 
nicht erfolgen. 

 Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

2.2 Fachliche Stellungnahme 

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der ei-genen 
Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begrün-
dung und ggf. Rechtsgrundlage: 
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2.2.1 Sachverhalt 

Ziel der 2. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 2 ist, die ergän-
zende Nutzung auf 77,10 ha für den Bau und den Betrieb von Freiflächenphotovolta-
ikanlagen. 

Hierfür soll innerhalb der Baugrenzen jeweils ein Sonstiges Sondergebiet nach § 11 
Abs. 2 BauNVO BauNVO mit der Zweckbestimmung erneuerbare Energien Son-
ne/Solar festgesetzt werden. 

Die 2. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfordert eine Änderung 
des Flächennutzungsplanes. 

Das Landesamt für Umwelt wurde parallel zur 3. Änderung des Flächennutzungspla-
nes zur Stellungnahme aufgefordert. In die Darstellungen soll ein Sonstiges Sonder-
gebiet nach § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung erneuerbare Energien Son-
ne/Solar als Darstellung aufgenommen werden. 

Im Rahmen der vorangegangenen Beteiligung erfolgten Äußerungen zur Ermittlung 
und Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens. Bedenken wurden nicht geäußert. 

 Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

Stellungnahme 

2.2.2 Grundlagen 

 Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen 

Gemäß § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BlmSchG) sind bei raumbe-
deutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehe-
nen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit 
wie möglich vermieden werden. Mögliche schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne 
des BlmSchG können durch die Emissionen ausgehender Luftverunreinigungen, Ge-
räusche, Erschütterungen, Licht und ähnliche Erscheinungen hervorgerufen werden. 
Hinweise zur Berücksichtigung des Schallschutzes bei der Städtebaulichen Planung 
gibt die DIN 18005 Teil 1 „Schallschutz im Städtebau" (2023). 

 

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

Anforderungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen u.a. mit Pflichten 
der Betreiber von Anlagen sind in den §§ 3, 5, 22 und § 66 Abs. 2 Bundes-
Immissionsschutzgesetz für genehmigungs-bedürftige und nicht genehmigungsbe-
dürftige Anlagen, in den Verordnungen zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes wie der 16. BlmSchV (Verkehrslärmschutzverordnung), 
18. BlmSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung), der Freizeitlärm-Richtlinie des 
Landes Brandenburg, der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm, 
dem WKA-Geräuschimmissionserlass und der Technischen Anleitung zur Reinhal-
tung der Luft (TA Luft)? geregelt. 
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Mögliche Beeinträchtigungen durch Lichtimmissionen werden anhand der Lichtleitlinie 
und Schattenwurf nach der WEA-Schattenwurf-Leitlinie vom 24.03.2003 ermittelt. 

Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm -
Geräuschimmissionen (AVV-Baulärm) gilt für den Betrieb von Baumaschinen auf 
Baustellen und beinhaltet Bestimmungen zur Anordnung von Immissionsrichtwerten 
zum Schutz der Nachbarschaft. 

Für den Schutz in Gebäuden legt die DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau" mit den 
Berechnungsverfahren die Anforderungen an die Schalldämmung der Bauteile fest. 

 

Hinweis 

Die Auswirkungen elektromagnetischer Felder und deren Störwirkung liegt die Zu-
ständigkeit beim Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit 
(LAVG). 

 Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

2.2.2 Immissionsschutz 

Blendwirkungen 

Den Ausführungen zur Blendwirkung in der Begründung, S. 17 ff kann gefolgt wer-
den. Die zu erwartenden Auswirkungen durch Blendung infolge der Freiflächenphoto-
voltaikanlage sind nicht geeignet schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen. 

 

Geräuschemissionen 

In den vorliegenden Unterlagen auf S. 17 ff der Begründung sind die Geräuschemis-
sionen der Anlagenteile (Wechselrichterstationen) beschrieben. Der Bewertung, dass 
diese nicht geeignet schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen, kann gefolgt 
werden. Weitere Anlagen, die geeignet wären, relevante Geräuschemissionen her-
vorzurufen (z.B. Batteriespeicher) wurden nicht bewertet und sind derzeit auch nicht 
den Festsetzungen als zulässige Nutzung zu entnehmen. 

 Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

2.2.3 Umweltbericht (3. Änderung FNP sowie 2. Änd. BP Nr. 2 Solarpark Wilsickow II) 

Den Äußerungen des Umweltberichtes zum Schutz Mensch (S. 51 ff) kann, zu den in 
die Beurteilung eingestellten Anlagen und Betriebsweisen insbesondere der 13 Ge-
bäude als Trafostationen in Containern in Kombination mit Wechselrichtern und 
Schaltanlagen, gefolgt werden. Anlagen zur Speicherung der Energie wurden nicht 
beschrieben und nicht bewertet. 

 



     

 

Seite 21 von 42 
 
Plan:                    3. Änderung des Amtsflächennutzungsplanes Lübbenow Nr. 2, hier. Teilbereich 2, der Gemeinde Uckerland 
Abwägung zu:    §§ 2, 3 (2) und 4 (2) BauGB   
Stand:                  17.04.2026 
 

 

 

 

 Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

2.2.4 Fazit 

 Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen zur 3. Änderung des Flächennut-
zungsplanes Lübbenow Nr. 2 Teilbereich 2 keine Bedenken. 

 Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

2.2.5 Mitteilung 

 Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurtei-
lungsgrundlagen ihre Gültigkeit. Das Ergebnis der Abwägung durch die Kommune ist 
entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitzuteilen. Weiterhin wird um eine Anzeige 
zum Inkrafttreten des Planes bzw. die Erteilung der Genehmigung und die Zusen-
dung der digitalen Planzeichnung mit den textlichen Festsetzungen, der Legende und 
der Verfahrensleiste an E-Mail: TOEB@LfU.Brandenburg.de gebeten. 

 Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird daher dahingehend berücksichtigt, dass die Information 
und die Übersendung der Abwägung nach dem abschließenden Beschluss und dem 
Satzungsbeschluss der Gemeinde erfolgen. 

Die Genehmigungsexemplar sind als PDF auf der Internetseite der Gemeinde zu-
gänglich. 

Die freie Versendung der digitalen Planzeichnungen sieht der Gesetzgeber nicht vor. 

 

 

3. GEMEINSAME OBERE LUFTFAHRTBEHÖRDE – vom 01.12.2025 

Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen des Entwurfs zur 3. Änderung des Amts-
flächennutzungsplanes - Lübbenow Nr. 2 - hier: Teilbereich 2 und 2. Änderung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 2 - Solarpark Wilsickow II" der Gemeinde 
Uckerland (Stand: 25.09.2025) wird von Seiten der Gemeinsamen Oberen Luftfahrt-
behörde Berlin-Brandenburg (LuBB) mit Bezug auf§ 31 Abs. 2 Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) wie folgt Stellung genommen: 

3.1 Das Planungsgebiet befindet sich im Zuständigkeitsbereich der LuBB. 

 Luftverkehrsrechtliche Belange werden durch das obige Verfahren nicht berührt. 

 § 18a LuftVG (Störung von Flugsicherungseinrichtungen) steht den obigen Vorhaben 
nicht entgegen. 

 Es bestehen keine Bedenken gegen den Entwurf zur 3. Änderung des Amtsflächen-
nutzungsplanes - Lübbenow Nr. 2 - hier: Teilbereich 2 und 2. Änderung des vorha-
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benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 2 - “Solarpark Wilsickow II" der Gemeinde 
Uckerland (Stand: 25.09.2025). 

Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

3.2 Das Planungsvorhaben liegt bei Lübbenow, im Landkreis Uckermark des Bundeslan-
des Brandenburg. 

Im näheren Umkreis bis 19 km befinden sich keine genehmigten Landeplätze des 
Landes Brandenburg. Damit befindet sich das Planungsvorhaben außerhalb von 
Bauschutzbereichen gem. §§ 12, 17 LuftVG und Hindernisbegrenzungsflächen ziviler 
Flugplätze {Verkehrs-, Sonder-, Hubschrauber-Sonderlandeplätzen) sowie Segel- 
und Modellfluggeländen. 

Weder die geplante Ausweisung von sonstigen Sondergebieten - erneuerbare Ener-
gien - Sonne/ Solar - noch die geplanten Festsetzungen zur Art und zum Maß der 
baulichen Nutzung - sind geeignet, luftverkehrsrechtliche Belange zu beeinträchtigen. 
Die Verwendung blendfreier Oberflächen bei PV-Modulen wird vorausgesetzt. 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Schutzbereichen ziviler Flugsicherungsanlagen 
(vgl. § 1Ba LuftVG). Insgesamt bestehen daher keine Bedenken gegen den Entwurf 
zur 3. Änderung des Amtsflächennutzungsplanes - Lübbenow Nr. 2 - hier: Teilbereich 
2 und 2. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 2 – „Solarpark 
Wilsickow II" der Gemeinde Uckerland (Stand: 25.09.2025). 

Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

3.3 Hinweis 

1. Sollten die geplanten Inhalte/Gebiete des o. g. Planungsvorhabens geändert 
werden, wird darum gebeten, die entsprechenden Planunterlagen bei der Luft-
fahrtbehörde erneut zur Prüfung einzureichen. 

2. Zur Abklärung eventueller militärischer Belange wenden Sie sich bitte an das 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr {BAIUDBw), Postfach 2963, 53019 Bonn. 

3. Weitere Informationen über die Lage und Hindernisfreiflächen zu einzelnen Lan-
deplätzen finden Sie unter:“ https://lubb.berlin-
brandenburg.de/aufgaben/flugplaetze-berlin-brandenburg“ 

Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

3.4 Um Überlassung einer Kopie des Abwägungsbeschlusses wird gebeten.  
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Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird daher dahingehend berücksichtigt, dass die Information 
und die Übersendung der Abwägung nach dem abschließenden Beschluss und dem 
Satzungsbeschluss der Gemeinde erfolgen. 

 

 

4. LANDESBETRIEB FORST BRANDENBURG– vom 02.12.2025  

 Sie haben die untere Forstbehörde als Träger öffentlicher Belange (TöB) zum o. g. 
Vorhaben um eine Stellungnahme gebeten. Die Unterlagen wurden durch die untere 
Forstbehörde geprüft. Das Forstamt Uckermark nimmt zum Vorhaben wie folgt Stel-
lung: 

Durch die Änderung des o.g. Flächennutzungsplanes werden Waldflächen im Sinne 
§ 2 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg (LWaldG) nicht berührt bzw. in An-
spruch genommen. Nachteilige Wirkungen auf in der Nähe befindliche Waldflächen 
sind nicht zu erwarten. 

Daher gibt es Seitens der unteren Forstbehörde keine Bedenken oder Zusätze zum 
o. g. Vorhaben. 

 Rechtsgrundlage: 

 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 (GVBl.l/04, [Nr. 
06}, S.137) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juni 2024 
(GVBl.l/24, [Nr. 24}, S.16, ber. [Nr. 401) 

Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

5. LANDESBETRIEB STRAßENWESEN– vom 02.12.2025 

 Mit Schreiben vom 27.01.2025 beteiligen Sie den Landesbetrieb Straßenwesen 
Brandenburg, Dienststätte Eberswalde, an dem o.g. Vorhaben als Träger öffentlicher 
Belange. 

Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen sind folgende Anmerkungen zu berück-
sichtigen: 

5.1 Im Vorhabengebiet bestehen Seitens der Entwurfs- und Erhaltungsplanung keine flä-
chenrelevanten Planungsabsichten. 

Die verkehrliche Erschließung ist geplant über die kommunale Straße „Wilsickow - 
Groß Luckau". Augenscheinlich sind keine Direktzufahrten zur nahe gelegenen B104 
geplant. Da eine rückwärtige Erschließung möglich ist, werden Direktzufahrten aus-
geschlossen. 

Aus straßenrechtlicher Sicht bestehen somit keine Bedenken bei rückwärtiger Er-
schließung. 
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Die nötigen Leitungsanträge sind dann zur gegebenen Zeit an LS-Leitungen-
EW@ls.brandenburg.de zu stellen. 

Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

5.2 Bei der Errichtung der Solarmodule sind diese so anzuordnen, dass eine Blendwir-
kung für den Verkehr ausgeschlossen wird. 

Beschlussvorschlag: 

 Auf Grund des der Lage des Plangebietes sind keine Blendwirkungen auf übergeord-
nete Straßen zu erwarten (siehe dazu Begründung, Punkt 4.1). 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

6. FERNSTRAßEN BUNDESAMT– vom 27.11.2025 

 Das Fernstraßen-Bundesamt ist die zuständige Genehmigungs- und Zustimmungs-
behörde (Zustimmung im Rahmen von Bau- und Genehmigungsverfahren) für anbau-
rechtlich relevante Nutzungen, in einem Abstand von 100 m entlang der Bundesau-
tobahnen und in einem Abstand von 40 m entlang der Bundesstraßen, außerhalb der 
Ortsdurchfahrten der Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen i. S. d. § 9 Bundes-
fernstraßengesetz (FStrG). Für die vorbezeichneten Straßen nimmt die Autobahn 
GmbH des Bundes die Aufgaben des Trägers der Straßenbaulast wahr und ist in 
Bau- und Genehmigungsverfahren neben dem Fernstraßen-Bundesamt unabhängig 
von der Entfernung zum Straßenrand, bei einer möglichen Betroffenheit als Träger öf-
fentlicher Belange zu beteiligen. 

Bei der Durchführung von Bebauungsplan- und Flächennutzungsplanverfahrens, wie 
vorliegend bei der Gemeinde Uckerland - Landkreis Uckermark, vorhabenbezogener 
Bebauungsplan Nr. 2, 2. Änderung und seine 3. Änderung des Amtsflächennut-
zungsplanes Lübbenow Nr. 2, hier: Teilbereich 2, - Verfahren nach § 2 und § 4 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB), entfällt eine direkte Beteiligung des Fernstraßen-
Bundesamtes. Gemäß § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 12 lnfrGG-BV erfolgt die Abgabe von Stel-
lungnahmen zu Bebauungsplänen (§ 9 Absatz 7 des Bundesfernstraßengesetzes) 
durch die Autobahn GmbH des Bundes. In diesen Verfahren ist daher zwingend die 
Autobahn GmbH des Bundes zu beteiligen. Diese nimmt die Belange des Trägers der 
Straßenbaulast als Träger öffentlicher Belange wahr. Die Autobahn GmbH des Bun-
des gibt eine Gesamtstellungnahme mit interner Beteiligung des Fernstraßen-
Bundesamtes unter Berücksichtigung der anbaurechtlichen Interessen ab. 

Entsprechend verweisen wir Sie hiermit ausdrücklich zuständigkeitshalber an die Au-
tobahn GmbH des Bundes. Bitte richten Sie Ihren Antrag mit den erforderlichen Do-
kumententen zwingend an die Autobahn GmbH des Bundes. 

Beschlussvorschlag: 

 Die Autobahn GmbH des Bundes ist beteiligt worden. 
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 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis. 

 

 

7. NORD-UCKERMÄRKISCHER WASSER- UND BODENVERBAND – vom 
28.10.2025 

 Als Betriebsführer des Nord-Uckermärkischen Wasser- und Abwasserverbandes 
(NUWA) teilen wir Ihnen mit, dass sich im Geltungsbereich der 3. Änderung des 
Amtsflächennutzungsplanes - Lübbenow Nr. 2 - und 2. Änderung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Uckerland „Solarpark Wilsickow If' kei-
ne Leitungsbestände des NUWA befinden. 

Änderungen oder Ergänzungen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan bzw. zur 3. 
Änderung des Amtsflächennutzungsplanes bestehen nicht. 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

8. 50HERZ TRANSMISSION GMBH – vom 28.10.2025 & 03.11.2025 (identisch) 

8.1 Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plangebiet derzeit 
keine von der 50Hertz Transmission GmbH betriebenen Anlagen befinden. Dazu zäh-
len z. B. Hochspannungsfreileitungen und -kabel, Umspannwerke, Nachrichtenverbin-
dungen sowie Ver- und Entsorgungsleitungen. 

Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich sowie ggf. ex-
terne Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und nur für die Anlagen der 
50Hertz Transmission GmbH. 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

8.2 Hinweis zur Digitalisierung 

Für eine effiziente Identifizierung der (Nicht-) Betroffenheit bitten wir bei künftigen Be-
teiligungen nach Möglichkeit um Übersendung der Plangebietsfläche(n) sowie even-
tueller externer Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in einem standardisierten und 
georeferenzierten Geodatenaustauschformat (vorzugsweise als KML-Datei oder im 
SHP-Format inkl. PRJ-Datei). 

Beschlussvorschlag: 

In § 4 BauGB steht: 

„1)  Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbe-
reich durch die Planung berührt werden kann, sind entsprechend § 3 Absatz 1 
Satz 1 Halbsatz 1 zu unterrichten und zur Äußerung auch im Hinblick auf den 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 
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Absatz 4 aufzufordern. Hieran schließt sich das Verfahren nach Absatz 2 auch 
an, wenn die Äußerung zu einer Änderung der Planung führt. 

(2)  Die Gemeinde holt die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt wer-
den kann, zum Planentwurf und der Begründung ein. Sie haben ihre Stellung-
nahmen innerhalb eines Monats abzugeben, wobei jedoch die Frist zur Abga-
be von Stellungnahmen 30 Tage nicht unterschreiten darf; die Gemeinde soll 
diese Frist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes angemessen verlängern. In 
den Stellungnahmen sollen sich die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange auf ihren Aufgabenbereich beschränken; sie haben auch Auf-
schluss über von ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 
sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Gebiets bedeutsam sein kön-
nen. Verfügen sie über Informationen, die für die Ermittlung und Bewertung 
des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind, haben sie diese Informationen 
der Gemeinde zur Verfügung zu stellen.“ 

Der Gesetzgeber verpflichtet somit die Gemeinden die TÖBs im Bauleitplanverfahren 
anzuschreiben und diese haben eine Stellungnahme abzugeben, wenn ihre Belange 
berührt sind. Dazu sollen die Gemeinden den „Planentwurf und der Begründung“ ver-
senden. Dieses geschieht üblicherweise auf PDFs. 

Es steht somit nicht im Gesetz, dass den Töbs verschiedene Dateien zuzusenden 
sind, die verwertbar sind, wie KML-Datei oder im SHP-Format inkl. PRJ-Datei, etc.. 
Die TöBs sollen nur ihre Stellungnahmen abgegeben.  

 

Im Übrigen fordert der Gesetzgeber erst nach dem Satzungsbeschluss einen X-Plan 
zu erstellen, dem dann auch alle Beschlussdaten zu entnehmen sind. 

Es wird daher eingefordert, die eigene Arbeitsweise der der Verfahrensformen des 
BauGBs anzupassen, denn auch die Gemeinden und deren Planer müssen auf 
Grund der zunehmenden Anzahl von Beteiligungen ihre Arbeitsform optimieren. 

Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. 

 

 

9. GDMCOM GMBH – vom 03.11.2025  

9.1 Bezugnehmend auf Ihre oben genannte/n Anfrage(n), erteilt GDMcom Auskunft zum 
angefragten Bereich für die folgenden Anlagenbetreiber: 
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Bitte prüfen Sie, ob der dargestellte Bereich, den Ihrer Anfrage enthält. 

 

Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine zurzeit laufenden Pla-
nungen der/s oben genannten Anlagenbetreiber/s. 

Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben. 

 

Auflage: 

Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert oder verlagert werden oder der 
Arbeitsraum die dargestellten Planungsgrenzen überschreiten, so ist es notwendig, 
eine erneute Anfrage durchzuführen. 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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9.2 Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen vorgesehen sind, hat durch den 
Bauausführenden rechtzeitig - also mindestens 6 Wochen vor Baubeginn - eine er-
neute Anfrage zu erfolgen. 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-
nung berücksichtigt. 

 

9.3 Weitere Anlagenbetreiber 

Bitte beachten Sie, dass sich im angefragten Bereich Anlagen Dritter befinden kön-
nen, für die GDMcom für die Auskunft nicht zuständig ist. 

Beschlussvorschlag: 

Alle betroffenen Träger öffentlicher Belange sind beteiligt worden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

10. DEUTSCHE EINHEIT FERNSTRAßENPLANUNGS- UND -BAU GMBH – vom 
31.11.2025 

 Nach Prüfung der Unterlagen (Ihr o. g. Schreiben vom 27.10.2022) teilen wir Ihnen 
mit, dass sich im Plangebiet realisierte Maßnahmenflächen im Zusammenhang mit 
dem Bau der A 20 befinden. Diese sind in der weiteren Planung zu berücksichtigen. 

Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich und nur für die 
Anlagen der DEGES GmbH. 

Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

11. E.DIS NETZ GMBH – vom 04.11.2025  

11.1 Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 27. Oktober 2025 und teilen Ihnen mit, dass 
gegen die o. g. Planung keine Bedenken bestehen. 

Aus Sicht unseres Unternehmens gibt es grundsätzlich keine Einwände gegen die 3. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Uckerland bezüglich der 2 Än-
derung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.2. 

Die E.DIS Netz GmbH plant oder realisiert im Plangebiet keine Anlagen oder Leitun-
gen. Zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung werden keine Angaben 
gemacht. 

Diese Bestandsplanauskunft stellt keine Einspeisegenehmigung bzw. Netzanschluss-
zusage dar. Der Verknüpfungspunkt gemäß EEG wird durch die zuständige Fachab-
teilung der E.DIS Netz GmbH im Rahmen der netztechnischen Bewertung benannt. 
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Im Weiteren wenden Sie sich bitte an kay.bax@e-dis.de. 

 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-
nung berücksichtigt. 

 

11.2 Die betroffenen Netzbetreiber übermitteln Ihnen eine detaillierte Auskunft. 

Betroffene Netzbetreiber: 

- EDIS Netz GmbH 

Nicht betroffene Netzbetreiber: 

- Bayernwerk Netz GmbH 

- Schleswig-Holstein Netz GmbH 

- Avacon Netz GmbH 

- HanseGas GmbH 

 

 Anbei übersenden wir Ihnen die gewünschte Spartenauskunft. 

Im Bereich Ihrer Spartenanfrage befinden sich keine Versorgungsanlagen der E.DIS 
Netz GmbH. 

Das rot umrandete Gebiet auf den Plänen stellt den Anfragebereich dar. Folgende 
Planauszüge und sonstige Dokumente wurden übergeben: 
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Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

12. LANDESAMT FÜR BERGBAU, GEOLOGIE UND ROHSTOFFE – vom 10.11.2025 

 Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für bergbauliche und geologische Belan-
ge äußert sich das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) auf der 
Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zu o. 
g. Planungsvorhaben wie folgt: 

Stellungnahme 

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan: 

12.1 Bodengeologie 

Laut aktueller Moorbodenkundlicher Karte (MoorFIS 2021) befinden sich im Vorha-
bengebiet und angrenzend Erd- und Mulmniedermoore unterschiedlicher Mächtigkeit 

https://geo.brandenburg.de/ (Übersichtskarte, Anlage) Dies ist bei der Planung ent-
sprechend zu berücksichtigen. 
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Beschlussvorschlag: 

  

Abbildung 1: Ausschnitt aus MoorFIS 2021 (l.) und Bestands- und Konfliktplan (r.) 

Wie aus Abbildung 1 zu erkennen ist, werden die Moorböden (in Abbildung 1 links die 
grün dargestellten Flächen) von der Planung nicht berührt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

12.2 Geologie 

Auskünfte zur Geologie können über den Webservice des LBGR abgefragt werden. 

Außerdem weisen wir auf die im Zusammenhang mit etwaig geplanten Bohrungen 
oder geophysikalischen Untersuchungen bestehende Anzeige-, Mitteilungs- oder 
Auskunftspflicht hin (§ Bff Gesetz zur staatlichen geologischen Landesaufnahme so-
wie zur Übermittlung, Sicherung und öffentlichen Bereitstellung geologischer Daten 
und zur Zurverfügungstellung geologischer Daten zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
(Geologiedatengesetz-GeolDG)). 

Auf das Anzeigeportal des LBGR https://bohranzeige-brandenburg.de wird verwie-
sen. 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

12.3 Hinweise 

Innerhalb des LBGR wird die Bearbeitung / Darstellung des TöB - Beteiligungspro-
zesses komplett digital abgebildet. Für eine effiziente, widerspruchsfreie und fristge-
rechte Bearbeitung des TöB - Prozesses im LBGR ist es dabei notwendig, das Da-
tenaustauschformat XPlan zur Unterstützung eines verlustfreien Austausches von 
Bauleitplänen, Raumordnungsplänen und Landschaftsplänen zwischen unterschiedli-
chen IT-Systemen zu nutzen. Dieses Format ist seit dem 5. Oktober 2017 vom IT-
Planungsrat gemäß §12 des Gesetzes über die elektronische Verwaltung im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches E-Government-Gesetz - BbgEGovG) verbindlich 
als Austauschstandard im Planungsbereich festgelegt worden. Ergänzend besteht die 
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Möglichkeit, die Planungsflächen bei Beteiligungsverfahren als GIS Standard shape 
EPSG - Code 25833 zu übersenden. 

Eine Übersendung einfacher pdf-Dokumente als Planungsgrundlage und Darstellung 
der Planungsflächen genügt diesen Ansprüchen nicht!  

 

Zur weiteren Generalisierung des TöB-Prozesses ist zukünftig bei Beteiligungen des 
LBGR, vorrangig das Bauleitplanungsportal des Landes Brandenburg und zwingend 
die E-Mail-Adresse lbgr@lbgr.brandenburg.de zu nutzen. Nur unter dieser E-Mail-
Adresse ist ein ständiger Datenabruf im Vertretungs- oder Krankheitsfall etc. gewähr-
leistet. 

 

Durch die zunehmende Anzahl von Beteiligungen des LBGR an Bauleitplanungsver-
fahren, ist eine fristgerechte Bearbeitung der TöB - Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 
Satz 3 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. der Beteiligung der Träger öffentlicher Belan-
ge nach dem Baugesetzbuch im Land Brandenburg (TöB-Runderlass - TöB-RdErl) 
nur unter den Voraussetzungen einer digitalen Datenbereitstellung der Planungsflä-
chen möglich. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Mailadresse wurde ausschließlich genutzt. 
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In § 4 BauGB steht: 

„1)  Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbe-
reich durch die Planung berührt werden kann, sind entsprechend § 3 Absatz 1 
Satz 1 Halbsatz 1 zu unterrichten und zur Äußerung auch im Hinblick auf den 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 
Absatz 4 aufzufordern. Hieran schließt sich das Verfahren nach Absatz 2 auch 
an, wenn die Äußerung zu einer Änderung der Planung führt. 

(2)  Die Gemeinde holt die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt wer-
den kann, zum Planentwurf und der Begründung ein. Sie haben ihre Stellung-
nahmen innerhalb eines Monats abzugeben, wobei jedoch die Frist zur Abga-
be von Stellungnahmen 30 Tage nicht unterschreiten darf; die Gemeinde soll 
diese Frist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes angemessen verlängern. In 
den Stellungnahmen sollen sich die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange auf ihren Aufgabenbereich beschränken; sie haben auch Auf-
schluss über von ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 
sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Gebiets bedeutsam sein kön-
nen. Verfügen sie über Informationen, die für die Ermittlung und Bewertung 
des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind, haben sie diese Informationen 
der Gemeinde zur Verfügung zu stellen.“ 

Der Gesetzgeber verpflichtet somit die Gemeinden die TÖBs im Bauleitplanverfahren 
anzuschreiben und diese haben eine Stellungnahme abzugeben, wenn ihre Belange 
berührt sind. Dazu sollen die Gemeinden den „Planentwurf und der Begründung“ ver-
senden. Dieses geschieht üblicherweise auf PDFs. 

Es steht somit nicht im Gesetz, dass den Töbs verschiedene Dateien zuzusenden 
sind, die verwertbar sind, wie KML-Datei oder im SHP-Format inkl. PRJ-Datei, etc.. 
Die TöBs sollen nur ihre Stellungnahmen abgegeben.  

 

Im Übrigen fordert der Gesetzgeber erst nach dem Satzungsbeschluss einen X-Plan 
zu erstellen, dem dann auch alle Beschlussdaten zu entnehmen sind. 

Es wird daher eingefordert, die eigene Arbeitsweise der der Verfahrensformen des 
BauGBs anzupassen, denn auch die Gemeinden und deren Planer müssen auf 
Grund der zunehmenden Anzahl von Beteiligungen ihre Arbeitsform optimieren. 

Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. 

 

 

13. DEUTSCHER WETTERDIENST – vom 12.11.2025 

 Im Namen des Deutschen Wetterdienstes (DWD) bedanke ich mich für die Beteili-
gung als Träger öffentlicher Belange am Genehmigungsverfahren zum Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 2, 2. Änderung und 3. Änderung des Amtsflächennut-
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zungsplanes Lübbenow Nr. 2, Gemeinde Uckerland, Landkreis Uckermark, und neh-
me hierzu wie folgt Stellung. 

Der DWD hat keine Einwände gegen die von Ihnen vorgelegte Planung, da keine 
Standorte des DWD beeinträchtigt werden bzw. betroffen sind. 

Das geplante Vorhaben beeinflusst nicht den öffentlich-rechtlichen Aufgabenbereich 
des Deutschen Wetterdienstes. 

Für Rückfragen stehen Ihnen die Ansprechpartner:innen des DWD gerne zur Verfü-
gung. 

Hinweis: Wir möchten Sie bitten Ihre Anträge nebst Anlagen zukünftig in digitaler 
Form an die E-Mail-Adresse: PB24.TOEB@dwd.de zu senden. Sie helfen uns damit 
bei der Umsetzung einer nachhaltigen und digitalen Verwaltung. 

Beschlussvorschlag: 

Die Mailadresse wurde ausschließlich genutzt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

14. ZENTRALDIENST DER POLIZEI BRANDENBURG – vom 03.11.2025 

 Zur Beplanung des o. g. Gebietes bestehen keine grundsätzlichen Einwände. 

Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine Kampfmittelfreiheitsbescheini-
gung beizubringen. Darüber entscheidet die für das Baugenehmigungsverfahren zu-
ständige Behörde auf der Grundlage einer vom Kampfmittelbeseitigungsdienst erar-
beiteten Kampfmittelverdachtsflächenkarte. 

Diese Einschätzung gilt auch für zukünftige Änderungen dieses Planes. 

Neuerungen bei der Verlegung von Medienträgern 

Für die Verlegung von Medienträgern und die damit verbundenen erforderlichen Bo-
deneingriffe in Bestandstrassen in Kampfmittelverdachtsgebieten ist eine Freistellung 
von Anträgen auf Grundstücksüberprüfung möglich. 

Weitere Hinweise hierzu finden Sie unter nachfolgendem Link: 

Link: https://polizei.brandenburg.de/fm/32/Merkblatt%20Freistellung.pdf 

Die Datenschutzerklärung finden Sie unter dem folgenden Link : 
https://polizei.brandenburg.de/seite/datenschutzerklaerung-fuer-
kampfmittelfr/1295899 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-
nung berücksichtigt. 
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15. BRANDENBURGISCHES LANDESAMT FÜR DENKMALPFLEGE UND 
ARCHÄOLOGISCHES LANDESMUSEUM – vom 30.11.2025  

 Unsere fachliche Stellungnahme vom 17.01.2024, Az.: GV 2024:024a behält weiter-
hin vollinhaltlich ihre Gültigkeit. 

Beschlussvorschlag: 

Die am 25.09.2025 beschlossene Abwägung der Gemeindevertretung wurde mit der 
Mail am 27.10.2025 mit versendet. Danach wurden die am 19.02.2025 genannten 
Hinweise abgewogen worden. 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

16. STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGERN 
ÖFFENTLICHER BELANGE OHNE ANREGUNGEN 

1. Vermessungs-Service-GmbH in Vollmacht der 
PCK Raffinerie GmbH. 

vom 10.11.2025 

2. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 

vom 11.11.2025 

3. Brandenburgischer Landesbetrieb für Liegenschaf-
ten und Bauen 

vom 21.11.2025 

4. IHK Ostbrandenburg vom 01.12.2025 

5. Die Autobahn GmbH des Bundes; Niederlassung 
Nordost 

vom 05.12.2025 

6. Wasser- und Bodenverband „Uckerseen“ vom 08.12.2025 

 

 

III. BETROFFENE GEMEINDEN 

1. GEMEINDE NORDWESTUCKERMARK – vom 29.10.2025 

 Die Gemeinde Nordwestuckermark erklärt das Einvernehmen zu o. g. Planung der 
Gemeinde Uckerland, die wahrzunehmenden öffentlichen Belange der Gemeinde 
Nordwestuckermark werden durch o. g. Planung nicht unmittelbar berührt.  

Der Umfangs- und Detailierungsgrad der Umweltprüfung ist vom Landesamt für Um-
welt abzuwägen und zu berücksichtigen. 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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2. STADT WOLDEGK – vom 04.11.2025 

 Die Stadt Woldegk, hat im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der Behörden, 
Nachbar9emeinden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan Nr. 2, 2. Anderung und seine 3. Änderung des Amtsflächen-
nutzungsplanes Lübbenow Nr. 2, hier: Teilbereich 2, - der Gemeinde Uckerland keine 
Bedenken, Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 

Öffentliche Belange der Gemeinde werden von der Planung nicht berührt. Eine weite-
re Beteiligung am Verfahren ist nicht erforderlich. 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

3. STADT STRASBURG – vom 05.11.2025 

 Nach Einsicht in die Unterlagen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 2 der 
Gemeinde Uckerland „Solarpark Wilsickow II" für ein Gebiet zwischen Jahnkeshof, 
Hohen Tutow und der Autobahn A 20 (Gemarkung Wilsickow), (2. Änderung) und die 
3. Änderung des Amtsflächennutzungsplanes Lübbenow 2; hier Teilbereich 2 sieht 
die Stadt Strasburg (Um.) keine Gründe, die dem Planvorhaben entgegenstehen. 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

4. AMT BRÜSSOW – vom 05.11.2025 

 Hiermit setze ich Sie in Kenntnis, dass die Gemeinde Göritz ihre Belange nicht betrof-
fen sieht und keine Bedenken zum Vorhaben äußert. 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

IV. BETROFFENE ANLIEGER 

1. LANDESBÜRO ANERKANNTER NATURSCHUTZVERBÄNDE GBR – vom 
01.12.2025 & 06.02.2024 

 01.12.2025 

 Stellungnahme der o.g. anerkannten Naturschutzverbände zur 2. Änderung des vor-
habenbezogenen B-Planes Nr. 2 „Solarpark Wilsickow II" und zur 3. Änderung des 
AmtsFNP Lübbenow 2 (Teilbereich 2) 
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Die im Landesbüro vertretenen anerkannten Naturschutzverbände Brandenburgs be-
danken sich für die Beteiligung und übermitteln Ihnen ihre Stellungnahme, Äußerung 
und Einwendung zum o.g. Verfahren: 

1.1 Wir verweisen zunächst auf die Äußerung vom 6.2.2024, die wir noch einmal beifü-
gen. 

Beschlussvorschlag: 

Die am 25.09.2025 beschlossene Abwägung der Gemeindevertretung wurde mit der 
Mail am 27.10.2025 mit versendet. Danach wurden die am 19.02.2025 genannten 
Hinweise abgewogen. 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

1.2 Bedenken bestehen hinsichtlich des Schutzgutes Boden (wertvolles Ackerland). 
Durch die Kombination mit den Windkraftanlagen und anderen Solarparks in der Nä-
he werden erhebliche Auswirkungen auf das Landschaftsbild und die Avifauna be-
fürchtet. 

Beschlussvorschlag: 

In der Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung werden die Eingriffe in den Boden, den Natur-
haushalt und in das Landschaftsbild ermittelt und entsprechende Ausgleichsmaß-
nahmen festgesetzt. In Bezug auf die Avifaua werden Vermeidungsmaßnahmen fest-
gesetzt.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

1.3 Auf den Schutz der gesetzlich geschützten Biotope und das angrenzende FFH-
Gebiet „Mühlbach - Beeke" wird verwiesen. 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

1.4 Im jetzt vorgelegten Artenschutzbeitrag vom 22. 8. 25 sind auch Aussagen zu den 
Fledermäusen enthalten. 

Beschlussvorschlag: 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

1.5 Wir bitten um eine weitere Beteiligung in diesem Verfahren. Für den Fall, dass in die-
ser Sache ein das Verfahren beendender Bescheid ergeht (Zustimmung, Ablehnung, 
Einstellung), beantragen wir auf Grundlage von § 3 Abs. 1 BauGB deren Übersen-
dung mit Eingangsbestätigung, vorzugsweise per E-Mail an info@landesbuero.de. 
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Beschlussvorschlag: 

Gemäß den Vorgaben des BauGBs werden alle TöBs und Bürger nach dem Sat-
zungsbeschluss bzw. dem abschließenden Beschluss über diese informiert. Zudem 
werden ihnen die Abwägungen zugesendet.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

1.6 Stellungnahme vom 06.02.2024 

 Stellungnahme der o.g. Naturschutzverbände zur 

 1. Änderung des vbBP Nr. 2 -Windpark Wilsickow II-, der Gemeinde Uckerland 

 2. Änderung des vbBP Nr. 2 -Windpark Wilsickow II-, der Gemeinde Uckerland 

 -gilt im übertragenen Sinn auch für 3. Änderung FNP der Gemeinde Uckerland- 

 die Verbände bedanken sich für die Beteiligung an o.g. Planverfahren und äußern 
sich wie folgt: 

Die 1. Änderung beinhaltet das Repowering von 4 bestehenden Windkraftanlagen 
(WKA) und die zusätzliche Errichtung(Verdichtung) von weiteren 4 WKA im Gel-
tungsbereich des Solarparkes Wilsickow II. 

Die 2. Änderung beinhaltet die Errichtung einer ca. 80ha großen Photovoltaikanlage 
innerhalb des Solarparkes Wilsickos II: 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes berücksichtigt die v.g. 2 Planänderungen. 

Die Verbände hatten sich gegenüber den Planungen zur Windkraftnutzung im Raum 
Wilsickow (BP I bis III) immer wieder kritisch geäußert. Diese Kritik wurde auch ge-
genüber der Regionalplanung im Hinblick auf die Aufstellung des Regionalplanes 
Uckermark-Barnim im Jahr 2022 erneuert. 

Insbesondere Konflikte mit dem Artenschutz und Auswirkungen auf das Landschafts-
bild waren Aspekte, die zur Kritik gegenüber den Planungen führten. 

Dennoch nehmen wir zur Kenntnis, dass es sich hier um ein Windeignungsgebiet 
(WEG 34 Wilsickow) und um rechtsverbindliche Bauleitplanungen (BP I bis III) han-
delt. 

Mittlerweile stehen hier bereits um die 50 Anlagen (?) in Gänze. Neben dem geplan-
ten Repowering sollen noch 4 weitere Anlagen entstehen und die Planfläche soll über 
dem noch mit einer Photovoltaik-Freiflächenanlage von ca. 80ha überbaut werden. 

Hier stellt sich die Frage, ob die kumulative Wirkung der o.g. 50 Anlagen mit den An-
lagen im angrenzenden Groß Luckow (Mecklenburg-Vorpommern) noch Raumver-
träglich sind. 

Die Verbände fordern hier eine Umweltverträglichkeitsprüfung. 

Die Photovoltaik-Freiflächenanlage auf den 3 Teilflächen mit Bodenzahlen bis 55!! 
(GOP-S. 15 -für Brandenburger Verhältnisse bester Boden-) wird abgelehnt. 

Einerseits wird der bisher landwirtschaftlichen Nutzung wertvoller ertragreicher Boden 
entzogen, andererseits werden ökologisch wertvolle und geschützte Böden über-
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baut/umbaut/ökologisch entwertet (GOP-S. 28ft. -temp. Kleingewässer, Grünlandbra-
chen, Hecken, Laubgehölzreihen, Baumallee, Baumreihen ect.-). 

Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung erfolgte bisher nicht. Die aktuelle Fle-
dermauskartierung steht noch aus. 

In den Jahren 2021 bis 2022 erfolgte eine Brutvogelerfassung, wobei innerhalb des 
Plangebietes für Amsel. Feldlerche. Goldammer. Grauammer. Wiesenpieper und ggf. 
auch für den Kranich Bruten nachweisbar waren. 

Der Seeadler brütet in unmittelbarer Nähe im Wilsickower Tanger. Durch Repowering 
der WKA 1 könnte das Brutvorkommen stark gefährdet sein. 

Der Kranich konnte regelmäßig im Gebiet nachgewiesen werden, Bläss- und Saat-
gänse während des Frühjahrszuges. 

 Fazit 

Die Verbände sehen die erneute Verdichtung der WKA durch die Errichtung von 4 
neuen Anlagen kritisch. Auf das Repowering der WKA 1 sollte grundsätzlich zum 
Schutz des Brutvorkommends des Seeadlers verzichtet werden. 

Die Photovoltaik-Freiflächenanlage (80ha) wird grundsätzlich abgelehnt. 

Das Planvorhaben ist im Außenbereich geplant, wobei die Errichtung von Photovolta-
ikanlagen nicht zu den privilegierten Vorhaben gemäß BauGB zählen. 

Daher sind Vorhaben dieser Art nur im Ausnahmefall genehmigungsfähig (Umwid-
mungssperre-§la Abs 2 S. 2 BauGB). 

Dabei müssen die verschiedenartigen Belange rechtssicher und nachvollziehbar ge-
prüft und gegeneinander abgewogen werden. 

Wir weisen ergänzend darauf hin, daß die geschützten Biotope einen hohen ökologi-
schen Wert besitzen und durch das Planvorhaben vollständig umbaut werden, was 
einen deutlichen Verlust der ökologischen Wertigkeit zur Folge hat. 

Die zu erwartenden anlagebedingten Lebensraumverluste sind nicht adäquat/bzw. 
gar nicht ausgleichbar. Der zunehmend voranschreitende Lebensraumverlust ist die 
hauptsächliche Ursache für den voranschreitenden Artenschwund. 

Dieser Entwicklung muß entgegengewirkt werden. Dies gelingt im vorliegenden Fall 
am besten, wenn Photovoltaikanlagen auf freie Dachflächen und nicht auf ertragrei-
che ldw. Flächen aufgebracht werden. 

Gefordert wird aufgrund der kumulativen Wirkung (bereits bestehende WKA und Au-
tobahn) eine Umweltverträglichkeitsprüfung. 

Insbesondere die Belange des Arten- aber auch Biotopschutzes sehen wir hier be-
rührt. 

Die Stellungnahme gilt im übertragenen Sinn auch für die 3. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am laufenden Verfahren einschließlich der Kennt-
nisgabe des Abwägungsergebnisses. 
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Beschlussvorschlag: 

Die am 25.09.2025 beschlossene Abwägung der Gemeindevertretung wurde mit der 
Mail am 27.10.2025 mit versendet. Danach wurden die am 19.02.2025 genannten 
Hinweise abgewogen. 

  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

2. ANTRAGSTELLER – vom 03.11.2025 

 Im Rahmen der veröffentlichten Planung zur 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 2 
der Gemeinde Uckerland "Solarpark Wilsickow II" in der Fassung vom 25.09.2025 
nehmen wir gemäß § 3 (2) BauGB Stellung. 

Wir beantragen die Möglichkeit, im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes Batterie-Energiespeichersysteme (BESS) zu gestatten und regen im Konkreten 
an: 

Um eine gleichmäßigere und unabhängigere Stromversorgung und gleichzeitige Ent-
lastung der Stromnetze zu ermöglichen, halten wir Batteriespeicher innerhalb des 
Bebauungsplanes für unverzichtbar, wodurch eine zeitliche Verschiebung bzw. Ver-
teilung der Netzeinspeisung ermöglicht wird. Konkret soll auf den Flurstücken 106, 
109, 509 und 548 der Flur 2 der Gemarkung Wilsickow ein Teil der Solarmodule aus 
der Planung entfallen und an dieser Stelle stattdessen ein Batteriespeichersystem 
vorgesehen werden. 

Die Batterie soll dabei nur einen sehr kleinen Teil der Fläche des räumlichen Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes ausmachen. Um dennoch auf möglichst wenig 
PV-Module verzichten zu müssen und zugleich die Wege und versiegelte Fläche so 
kurz bzw. gering wie möglich zu halten, sollte die Batterie nach Berücksichtigung der 
maßgeblichen Faktoren auf Teilen der vorgenannten Flurstücke geplant werden. 
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Wir bitten um entsprechende Berücksichtigung bei der Abwägung. 

Beschlussvorschlag: 

Im BauGB wurden Batteriespeicher, die der Speicherung von elektrischer Energie 
dienen, nach § 35 Abs. 1 Nr. 11 und 12 BauGB privilegiert, wenn diese in einem 
räumlich-funktionalen Zusammenhang mit einer vorhandenen Anlage zur Nutzung 
erneuerbarer Energien stehen. Der Gesetzgeber beabsichtigt damit die Entlastung 
und Optimierung der Stromnetze. Mit der Änderung des BauGB zielt der Gesetzgeber 
daher auf die Förderung von Speichersystemen.  

Dieser Antrag entspricht somit den Zielen des Gesetzgebers. 

Um den aktuellen gesetzlichen Anforderungen gerecht zu werden, wird die Stellung-
nahme dahingehend berücksichtigt, dass die Möglichkeit der Aufstellung von Anla-
gen und Einrichtungen für die Zwischenspeicherung und Weiterleitung von elektri-
schen Energien, wie zum Beispiel Batteriespeicheranlagen, für das Plangebiet zu-
künftig mit vorbereitet. Konkrete Festsetzungen erfolgen jedoch erst im parallel lauf-
endenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 2, 2. Änderung. 

 

 


